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 I. Vorabend der Revolution

Die deutsche Revolution von 1989 /90 verlief in zwei Phasen. 
Nachdem die friedliche Revolution in der DDR die Herrschaft 
der SED zu Fall gebracht hatte, radikalisierte sie sich nicht, wie 
es in Frankreich nach 1789 oder in Russland 1917 der Fall ge-
wesen war. Stattdessen ging sie in die geregelten Bahnen der 
deutschen Wiedervereinigung über, indem die DDR der Bundes-
republik beitrat und die westdeutsche Ordnung auf die neuen 
Länder übertragen wurde. Dabei änderten sich im Übergang 
zwischen diesen beiden Phasen – darin wiederum anderen Re-
volutionen ähnlich – die treibenden Kräfte und Akteure.

Möglich wurde die deutsche Revolution, weil sich die welt-
politische Situation Ende der achtziger Jahre grundlegend än-
derte. Auch dies stand in einer historischen Tradition, war doch 
die deutsche Frage seit ihren Anfängen in den Napoleonischen 
Kriegen von den internationalen Rahmenbedingungen abhän-
gig gewesen. Erst die politische Kräfteverschiebung in Europa 
um die Mitte des 19.  Jahrhunderts im Gefolge des Krimkriegs 
hatte die Handlungsspielräume für die Reichsgründung von 
1871 eröffnet. Und so wie die deutsche Teilung nach dem Zwei-
ten Weltkrieg aus der Uneinigkeit der Siegermächte resultierte, 
die sich im Übergang zum Kalten Krieg nicht auf eine gemeinsa-
me Lösung der deutschen Frage einigen konnten, so brachte erst 
der Zusammenbruch des Ostblocks wieder Bewegung in die 
deutsche Frage. 

1. Das Ende des sowjetischen Imperiums

Das Ende des Ost-West-Konflikts ging auf Veränderungen in 
Moskau zurück, deren Auswirkungen freilich keineswegs ge-
plant waren. Denn als Michail Gorbatschow am 11.  März 1985 
zum mächtigsten Mann der östlichen Welt bestimmt wurde, 
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wollte er den Kommunismus retten. Tatsächlich setzte seine Po-
litik aber einen Prozess in Gang, der binnen weniger Jahre den 
endgültigen Zusammenbruch der sowjetischen Herrschaft aus-
löste. Der neue Generalsekretär der Kommunistischen Partei 
war jünger als seine alten und kranken Vorgänger, gebildeter 
und weltläufiger als die typischen Vertreter der alten Riege, und 
er sah die schwere ökonomische Krise, in der sich die Sowjet-
union befand. Daher verordnete er dem Land Reformen. Ihr 
Ziel war keineswegs, den Kommunismus abzuschaffen, son-
dern ihn zu retten und zu verbessern. Gorbatschow war weder 
ein ideologieentleerter Zyniker noch ein marktwirtschaftlicher 
Demokrat, sondern ein reformkommunistischer Idealist, dabei 
ebenso pragmatisch wie sprunghaft und in sich widersprüch-
lich.

«Perestroika» (Umgestaltung) war der zentrale Begriff der 
Reformpolitik, die freilich immer wieder unerwartete Folgewir-
kungen und Weiterungen zeitigte – wie im Falle der Kampagne 
gegen den Alkoholismus als Hauptverursacher des allgegenwär-
tigen Schlendrians am Arbeitsplatz. Nachdem die Herstellung 
und der Verkauf von Alkoholika eingeschränkt worden waren, 
nahm stattdessen die private Schwarzbrennerei sprunghaft zu, 
während die Zuckervorräte knapp wurden und das Defizit im 
Staatshaushalt wegen der ausbleibenden Steuereinnahmen an-
stieg.

Um Eigenverantwortung und individuelle Leistung zu stär-
ken, wurde eine Flut von Gesetzen zur marktwirtschaftlichen 
Reform der sozialistischen Wirtschaftsordnung erlassen, die 
sich allerdings nicht zu einem zusammenhängenden Konzept 
verbanden. Vielmehr unterhöhlten die Reformmaßnahmen die 
Grundlagen der zentralen Planwirtschaft und des politischen 
Systems. Teilweise brach blankes Chaos aus: Versorgungseng-
pässe und Schwarzmarkt, galoppierende Inflation und Streiks 
deuteten darauf hin, dass die Reformen eine von Gorbatschow 
und den Reformern nicht erwartete Eigendynamik gewannen.

Dies blieb nicht auf den wirtschaftlichen Bereich beschränkt, 
denn anders als in China gingen die ökonomischen Reformen 
mit einer gesellschaftlich-politischen Öffnung einher. «Glas-



 1. Das Ende des sowjetischen Imperiums 9

nost» – die Herstellung von Transparenz, Offenheit und Öffent-
lichkeit – lief auf Demokratisierungsmaßnahmen hinaus, die 
das Herrschaftsmonopol der Kommunistischen Partei auf-
weichten, und erfasste auch das staatlich verordnete Geschichts-
bild. Als die Geschichtsdebatte auch auf Lenin und die Anfänge 
der Sowjetunion übersprang, war die Axt an die Wurzeln der 
sowjetischen Staatsideologie gelegt. Die Reformen gerieten au-
ßer Kontrolle.

Die Reformpolitik brauchte dringend Entlastung. Und überlas-
tet war die Sowjetunion vor allem nach außen. Sie hatte sich im 
Ost-West-Konflikt mit ihrem militärisch-industriellen Komplex, 
mit der Herrschaft über ihre Satellitenstaaten in Ostmittel- und 
Südosteuropa sowie mit dem Krieg in Afghanistan gigantische 
Kosten aufgeladen, die immer noch weiter zu wachsen drohten.

1988 ordnete Gorbatschow den Rückzug der sowjetischen 
Truppen aus Afghanistan an. Zugleich setzte er auf Entspan-
nung mit dem Westen; eine abrüstungspolitische Offensive 
 hatte bereits im Dezember 1987 zu einem Abkommen mit den 
USA über den vollständigen beiderseitigen Abbau der atomaren 
Mittelstreckenraketen geführt – über deren Stationierung Ost 
und West keine zehn Jahre zuvor in einen «zweiten Kalten 
Krieg» (Fred Halliday) geraten waren. Schließlich verkündete 
Gorbatschow anstelle des unüberbrückbaren Gegensatzes der 
Ideologien die Vision vom «Haus Europa», in dem verschiedene 
Systeme unter einem gemeinsamen Dach Platz finden sollten. 
Vor den Vereinten Nationen in New York sprach er Ende 1988 
von einer «Entideologisierung der zwischenstaatlichen Bezie-
hungen», von der «Verbindlichkeit des Prinzips der freien 
Wahl» und vom Verzicht auf die «Anmaßungen auf unange-
fochtene Wahrheit» sowie auf Gewalt und Gewaltandrohung. 

Dies war nicht weniger als ein epochaler Wandel des Sowjet-
kommunismus, der seit 1917 den weltrevolutionären Anspruch 
auf universelle Verbreitung und Gültigkeit erhoben hatte. Von 
schlechterdings grundstürzender Bedeutung war er vor allem 
für die ostmittel- und südosteuropäischen Staaten des War-
schauer Pakts, denn gerade sie waren auf den sowjetischen 



10 I. Vorabend der Revolution

Kommunismus im Innern und auf die sowjetische Vormacht 
nach außen verpflichtet worden. Und für den Fall des Abwei-
chens hatte die Breschnew-Doktrin militärische Intervention 
angedroht, wie sie in der DDR 1953, in Ungarn 1956 und in der 
Tschechoslowakei 1968 auch vollzogen worden war.

Nun verkündete Gorbatschow Wahlfreiheit und Gewaltver-
zicht, und Anfang Juli 1989 beschlossen die Regierungschefs 
der Warschauer-Pakt-Staaten ganz formell, dass «jedes Volk 
selbst das Schicksal seines Landes bestimmt und das Recht hat, 
selbst das gesellschaftspolitische und ökonomische System, die 
staatliche Ordnung, die es für sich als geeignet betrachtet, zu 
wählen». Was dies konkret bedeutete, war für die Zeitgenossen 
freilich weniger klar, als es aus der Rückschau erscheint. Von 
«Selbstbestimmung» war auch schon früher die Rede gewesen, 
aber wie sie sich mit dem leninschen Geist vertragen sollte, von 
dem Gorbatschow ebenfalls sprach, war ebenso wenig klar wie 
die Antwort auf die Frage, ob sie nur für die kommunistischen 
Parteien oder für die gesamte Bevölkerung gelten solle. Ange-
sichts der beinahe zwei Generationen währenden Erfahrungen 
mit der sowjetischen Herrschaft blieb bis weit in den Herbst des 
Jahres 1989 hinein ein großer Rest an Unsicherheit, wie der 
Kreml wirklich reagieren würde, wenn die Machtfrage gestellt 
wurde. 

Die Antwort lautete schließlich: praktisch gar nicht, jeden-
falls nicht außerhalb der sowjetischen Grenzen. Nachdem seine 
Reformpolitik den welthistorischen Umbruch erst möglich  
gemacht hatte, reagierte Gorbatschow in dem Moment, da  
ihm die Kontrolle über den Prozess entglitt und dieser auf  
das Gegenteil des Gewollten zusteuerte, mit einer zweiten Ent-
scheidung von historischer Tragweite: dem «spektakulären 
Nicht-Gebrauch von Gewalt» (Vladislav Zubok). Nun spricht 
manches dagegen, dass eine militärische Intervention 1989 
überhaupt eine realistische Option dargestellt hätte: Sie wäre 
höchst riskant gewesen, und was hätte Moskau gewinnen wol-
len? Dennoch war eine Entladung von Gewalt, zumal nach den 
historischen Erfahrungen und angesichts der gewaltsamen Nie-
derschlagung der chinesischen Opposition im Juni 1989, kei-
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neswegs ausgeschlossen – im Gegenteil, der weitgehend friedli-
che Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums war das ei-
gentliche Mirakel von 1989 /90.

Gorbatschow war vollauf mit den ständig wachsenden Prob-
lemen innerhalb der Sowjetunion beschäftigt, und zugleich 
mangelte es ihm an einer realistischen Situationsanalyse ebenso 
wie an einer klaren Perspektive. Sein Berater Anatoli Tschernja-
jew notierte im Frühjahr 1989: «Er hat keine Vorstellung, wo-
hin wir gehen. Seine Erklärungen über sozialistische Werte, die 
Ideale des Oktober, die er abzuhaken beginnt, klingen für die 
Experten wie Ironie. Hinter ihnen – Leere.» Offenkundig war 
die Reformpolitik mit frappierender Naivität im Hinblick auf 
ihre Folgewirkungen angegangen worden. Gorbatschow hatte 
erwartet, dass die Staaten des sowjetischen Machtbereichs ihre 
Freiheit nutzen würden, um seinem Beispiel kommunistischer 
Reformen zu folgen. Stattdessen schafften sie den Kommunis-
mus ab und sagten sich von Moskau los. 

Den Anfang machten die Polen. Nachdem die gewerkschaftlich-
katholische Oppositionsbewegung noch 1981 von den herr-
schenden Kommunisten gewaltsam unterdrückt worden war, 
erwachte Solidarność in der Ära von Glasnost und Perestroika 
alsbald wieder. Als die Warschauer Regierung Anfang 1988 
zum wiederholten Male Preiserhöhungen verfügte, brachen we-
nig später wilde Streiks aus. Da die polnische Führung keine 
Rückendeckung aus Moskau zu erwarten hatte und nicht bereit 
war, erneut das Kriegsrecht zu riskieren, führte kein Weg mehr 
an der Opposition vorbei. 

Die kommunistische Partei musste sich mit der Opposition 
an einen «Runden Tisch» setzen, und im Juni fanden Neuwah-
len zum Sejm statt. Es waren zwar nur eingeschränkt freie Wah-
len, weil die bisherige Staatspartei sich ein Kontingent der Sitze 
vorbehalten hatte. Im frei wählbaren Anteil jedoch erzielte die 
wieder zugelassene Solidarność überragende Erfolge, und in 
den tatsächlich freien Wahlen zum wieder eingeführten Senat 
gewann sie gar 99 von 100 Sitzen. Die Opposition verfügte 
wenn auch nicht über eine Parlamentsmehrheit, so doch über 
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eine überwältigende Legitimation, die dem Regime vor aller 
Augen versagt worden war. Im August 1989 wurde Tadeusz 
Mazowiecki als erster nichtkommunistischer Ministerpräsident 
vereidigt, und als im Januar 1990 die kommunistische Partei 
aufgelöst wurde, war Polen bereits kein kommunistischer Staat 
mehr.

Neben Polen trieb auch Ungarn den Untergang des sowjeti-
schen Imperiums voran. Hier allerdings erwuchs die Krise der 
kommunistischen Herrschaft aus der regierenden Partei selbst 
heraus. Die Ungarische Sozialistische Arbeiterpartei hatte be-
reits im Januar 1989 auf ihre verfassungsmäßig garantierte 
Führungsrolle verzichtet. Bevor sie sich Anfang Oktober spalte-
te, hatte die ungarische Regierung etwas Unerhörtes getan: Am 
11.  September hatte sie die Grenze nach Österreich geöffnet
und damit die Krise in der DDR erheblich verschärft. Als im 
November und Dezember auch die kommunistische Herrschaft 
in der Tschechoslowakei und in Rumänien zusammenbrach, 
war das SED-Regime in Ost-Berlin bereits am Ende.

2. Strukturprobleme der DDR

Das Ende der sowjetischen Herrschaft war die erste von drei 
Ursachen für den Untergang des SED-Regimes in der DDR, 
wenn man Ursachen als veränderliche Umstände versteht, ohne 
die ein Vorgang nicht möglich wäre. «Erich, ich sage dir offen, 
vergesse das nie», so hatte Leonid Breschnew im Juli 1970 zu 
Erich Honecker gesagt: «die DDR kann ohne uns, ohne die SU, 
ihre Macht und Stärke nicht existieren. Ohne uns gibt es keine 
DDR.» Freilich entstand daraus kein Automatismus, denn 
durch Gorbatschows Widerruf der Breschnew-Doktrin und die 
Abschaffung der sowjetischen Bestandsgarantie war die Herr-
schaft der SED noch nicht zusammengebrochen. Dafür bedurfte 
es zweitens der Oppositionsbewegung, die 1989 sprunghaft an 
Zahl und Stärke gewann. Sie traf – drittens – auf eine über-
alterte, in orthodoxem DDR-Sozialismus erstarrte Führung, die 
gar nicht verstand, was um sie herum geschah, und die darauf 
kaum zu reagieren vermochte. 
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Diese variablen Umstände trafen auf drei strukturelle Vor-
aussetzungen, die für die SED mit sowjetischer Unterstützung 
beherrschbar gewesen waren, unter den neuen Umständen nun 
aber virulent wurden: erstens die mangelnde Legitimität des 
SED-Regimes und mithin des gesamten Staates bei der Mehrheit 
der Bevölkerung, zweitens die permanente Präsenz der Bundes-
republik als eines freiheitlich-demokratischen und wohlhaben-
den Gegenbildes in der DDR und drittens die Probleme einer 
dysfunktionalen Planwirtschaft und die Versorgungsmängel, 
die im Laufe der achtziger Jahre deutlich zunahmen. 

Zu den indigenen Funktionsschwächen der zentralen Planwirt-
schaft kamen seit dem Amtsantritt Erich Honeckers als Gene-
ralsekretär der SED 1971 die wachsenden Lasten aus dem Vor-
rang der Sozial- vor der Wirtschaftspolitik hinzu, mit der die 
SED unter der Parole «Einheit von Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik» hoffte, die Loyalität der Bevölkerung zu gewinnen, und 
von der Egon Krenz, Mitglied des Politbüros und Honeckers 
Kronprinz, im Mai 1989 sagte: «Sie muss fortgeführt werden, 
denn sie ist ja der Sozialismus in der DDR!» Sie umfasste ein 
Bündel von Sozialleistungen, vom Wohnungsbau über die Sub-
ventionierung von Lebensmitteln und öffentlichen Verkehrsmit-
teln bis zum Erholungswesen, einschließlich der Finanzierung 
des Rechts auf Arbeit durch unproduktive Beschäftigungsstruk-
turen. Ihr Problem war freilich von Anfang an die Finanzierbar-
keit, denn die Wirtschaftskraft der DDR blieb stets hinter den 
hohen Erwartungen und vor allem weit hinter derjenigen der 
Bundesrepublik zurück – die Arbeitsproduktivität betrug, wie 
sich im Nachhinein herausstellte, weniger als 30 Prozent der 
westdeutschen.

Anfang der achtziger Jahre mehrten sich zudem die ökonomi-
schen Schwierigkeiten innerhalb des sowjetischen Machtbe-
reichs, als Moskau die Öllieferungen an die Verbündeten dros-
selte, während die Rohölpreise auf dem Weltmarkt stiegen und 
obendrein die Kreditzinsen hoch waren. Dadurch geriet die 
DDR in eine akute Liquiditätskrise, die nur durch zwei bundes-
deutsche Kredite in Höhe von 1,95 Milliarden D-Mark über-
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wunden werden konnte. Zugleich stieg die Auslandsverschul-
dung steil an. Um die dringend benötigten Devisen zu beschaf-
fen, beschritt die DDR-Führung immer verstiegenere Wege: sei 
es durch Verkäufe von Blutkonserven in den Westen, durch Im-
port von Müll aus der Bundesrepublik, durch Abschöpfung der 
privaten Devisenbestände über die Intershop-Läden in der DDR 
oder durch den regelrechten «Verkauf» von politischen Häftlin-
gen an die Bundesrepublik.

Darüber hinaus sah sich die DDR gezwungen, um jeden Preis, 
selbst unter Herstellungskosten, in den Westen zu exportieren. 
Die Devise «Liquidität vor Rentabilität» führte in einen Teufels-
kreis, denn darüber wurden Investitionen vernachlässigt und 
der Kapitalstock wurde verschlissen. Am Vorabend der Revolu-
tion waren die Produktionsanlagen völlig veraltet und die Bau-
substanz verfiel, das Straßen- und das Schienennetz, auf dem 
technisch rückständige Autos und vernachlässigte Züge ver-
kehrten, und die Kommunikationsnetze befanden sich auf dem 
Niveau der Vorkriegszeit, und die Umwelt litt unter schwersten 
Belastungen, vor allem durch die allenthalben riechbare Verfeu-
erung von Braunkohle. 

Mit den Innovationen blieb auch der gesamtwirtschaftliche 
Strukturwandel zurück, der in den westlichen Industrienatio-
nen seit den fünfziger Jahren stattgefunden hatte. Stattdessen 
blieb die DDR weitgehend auf einer verfallenden Stufe der öko-
nomischen Entwicklung stehen, geprägt durch Schwerindustrie 
und Landwirtschaft mit hohem Beschäftigungsgrad – Branchen, 
die in der Bundesrepublik wie im gesamten Westen durch den 
Strukturwandel hin zu einem größeren Dienstleistungssektor 
über Jahrzehnte erheblich reduziert worden waren. In den acht-
ziger Jahren verlor die DDR endgültig den Anschluss an die 
technologisch-ökonomische Entwicklung, wobei die Führung 
der DDR die Bedeutung der mikroelektronischen Revolution 
durchaus erkannt hatte. So legte die DDR ein staatliches Pro-
gramm auf, das der stürmischen Entwicklung in den westlichen 
Industrienationen allerdings nicht folgen konnte. Das mikro-
elektronische Projekt der DDR endete als gigantische Investiti-
onsruine und verschärfte die Probleme abermals. Und die Mi-
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kroelektronik war nur ein Beispiel dafür, dass es der DDR-Wirt-
schaft grundsätzlich und mehr denn je an weltmarktfähigen 
Produkten und dem zugehörigen ökonomischen und technolo-
gischen Wissen mangelte.

Lag im Verschleiß des Kapitalstocks das strukturelle Haupt-
problem der DDR-Wirtschaft, so stand akut die Auslandsver-
schuldung im Mittelpunkt. Dabei war die Verschuldungssituati-
on weniger bedrohlich als Anfang der achtziger Jahre. Hinter 
der Überschuldung der DDR jedoch zeichnete sich die Gefahr 
der Zahlungsunfähigkeit ab, und die wollte die DDR-Führung 
um jeden Preis vermeiden, um nicht unter das für den Sozialis-
mus tödliche Diktat westlicher Finanzaufsicht zu geraten. Umso 
niederschmetternder wirkte daher der Satz, den Gerhard Schü-
rer, Vorsitzender der Staatlichen Plankommission, in einer zu-
nächst vertraulichen «Analyse der ökonomischen Lage der 
DDR mit Schlussfolgerungen» Ende Oktober 1989 schrieb: 
«Allein ein Stoppen der Verschuldung würde im Jahr 1990 eine 
Senkung des Lebensstandards um 25–30 % erfordern und die 
DDR unregierbar machen.» 

Schon vorher freilich wuchs der Unmut über die Versor-
gungslage in der ostdeutschen Gesellschaft und verband sich 
mit einer wachsenden allgemeinen Unzufriedenheit. Da seit 
dem Bau der Berliner Mauer im August 1961 der Weg versperrt 
war, die DDR zu verlassen, hatte sich die Mehrheit der Bevölke-
rung mit dem Vorgegebenen arrangiert, allerdings in einer ei-
gentümlichen Spaltung der Lebensführung. Im öffentlichen 
Raum praktizierten die meisten Ostdeutschen Konformität, 
während sie sich getrennt davon Parallelwelten privater Rück-
zugsräume und begrenzter Autonomie schufen.

Mit der Verschlechterung der Versorgungslage zerfiel diese 
Form von «Normalisierung» (Mary Fulbrook). Während sich 
einerseits zunehmende Resignation breitmachte, hielt der Di-
rektor des Leipziger Zentralinstituts für Jugendforschung 1988 
in einer internen Expertise fest: Die Menschen forderten zuneh-
mend «Anerkennung ihrer Ansprüche und Persönlichkeit», ih-
rer Individualität und Selbstbestimmung und auch «Lebensge-
nuss» ein und wendeten sich gegen entmündigende «Bevormun-
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dung». Dies war dem Wertewandel nicht unähnlich, der sich in 
den westlichen Gesellschaften seit den sechziger Jahren vollzo-
gen hatte, und er war auch, so Walter Friedrich, aus dem Wes-
ten über die Grenzen geschwappt. 

Darin wiederum lag, wie bereits erwähnt, ein weiteres Struk-
turproblem der DDR: die ständige Präsenz der Bundesrepublik 
als Gegenbild zur DDR, vor allem durch das Westfernsehen. 
Vergleichsmaßstab für die Ostdeutschen waren daher nicht die 
anderen Staaten des Warschauer Paktes, unter denen die DDR 
das wohlhabendste Land war, sondern die reiche und gerade am 
Ende der achtziger Jahre boomende Bundesrepublik, der gegen-
über die Versorgungsmängel und der niedrige Lebensstandard 
scharf ins Auge stachen. 

Westliche Lebensformen infiltrierten die DDR, vor allem als 
unerfüllte Verheißung. So stieg die Zahl der Ausreiseanträge, 
trotz der für den Einzelnen zu erwartenden Repressionen, in 
den achtziger Jahren sprunghaft an: von 21  500 im Jahr 1980 
auf über 110  000 acht Jahre später. Dass die DDR-Führung in 
höherer Zahl Ausreisen genehmigte, verstärkte den Druck, an-
statt ihn abzulassen. 

Die Herrschaft der SED war nie durch freie Wahlen legiti-
miert worden – wozu auch: die Partei erhob den Anspruch, im-
mer Recht zu haben. Darin lag ihr antipluralistischer, totalitä-
rer Kern, und daher wurde Dissens nicht als Opposition gedul-
det, sondern als Abweichung unterdrückt: «Feind ist, wer 
anders denkt», lautete die Devise des Ministeriums für Staatssi-
cherheit, das zu diesem Zweck immer weiter ausgebaut wor-
den war. 

Repression war die eine Seite des SED-Regimes; zugleich aber 
suchte es auch die Zustimmung der Bevölkerung, und daher 
wurde Konformität belohnt: durch gesellschaftliche Aufstiegs-
chancen und vor allem durch eine allumfassende soziale Siche-
rung, wenn auch auf – im Vergleich zur Bundesrepublik – nied-
rigem Niveau. Daher stellte die Verschlechterung der Versor-
gungslage ein echtes Legitimationsproblem dar. Vor diesem 
Hintergrund heischte die SED-Führung nach Bestätigung, und 
so wurden die Kommunalwahlen am 7.  Mai 1989 zu einem Le-
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gitimationsbeweis hochstilisiert. Die Ergebnisse waren dann 
wie üblich gefälscht. Blieben schon die offiziell verkündeten 
98,85 Prozent unter der sonst üblichen 99-Prozent-Marke, so 
lag der tatsächliche Anteil der Gegenstimmen – bei nicht gehei-
mer Wahl – zwischen 10 und 20 Prozent. Dies war die Initial-
zündung für die Opposition, die sich im Gefolge der Kommu-
nalwahlen neu und breiter formierte als je zuvor.

3. Oppositionsbewegung und Führungskrise

Oppositionelle sammelten sich in den achtziger Jahren vor al-
lem im Umfeld der evangelischen Kirchen, zunächst als Frie-
dens-, Umwelt- und Menschenrechtsgruppen, in der zweiten 
Hälfte des Jahrzehnts dann, unter dem Eindruck von Gorba-
tschows Reformpolitik, als Demokratiebewegung. Mit einem 
Mobilisierungspotential von höchstens 5000 Personen war sie 
vorderhand keine wirkungsvolle politische Kraft. Nichtsdesto-
weniger fürchtete das Regime, so der stellvertretende Minister 
für Staatssicherheit im Jahr 1985, einen «Durchbruch im Sinne 
des politischen Pluralismus nach bürgerlichem Muster im Sinne 
der sogenannten Liberalisierung und Destabilisierung der poli-
tischen Machtverhältnisse», wenn es «auch nur einer dieser 
Gruppierungen» gelänge, «sich als legale Einrichtung zu etab-
lieren». Daher versuchte die Staatsmacht, die oppositionellen 
Gruppen von innen her zu zersetzen, und griff spätestens ange-
sichts der wachsenden Präsenz oppositioneller Kräfte seit Ende 
1987 zu verschärfter Unterdrückung. 

Diese ließen sich allerdings je länger, je weniger entmutigen – 
im Gegenteil. Am Tag der Kommunalwahlen zogen kritische 
Bürger in den Wahllokalen auf, um den Wahlvorgang und vor 
allem die Stimmenauszählung systematisch zu beobachten. 
Nach Verkündung des offiziellen Ergebnisses monierten die 
Bürgerrechtler Abweichungen von den Zahlen, die in den Wahl-
lokalen verkündet worden waren. Einsicht in die Protokolle des 
Wahlverlaufs gewährten amtliche Stellen nicht: «Das ist allein 
unsere Sache, das geht nun wirklich nicht. Ein Fünkchen Ver-
trauen müssen Sie schon in uns haben!» 
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Davon freilich konnte keine Rede sein. Die Bürgerrechtler re-
agierten mit neuen Methoden: mit Protestresolutionen, Strafan-
zeigen wegen Wahlfälschung und kleineren Demonstrationen. 
Altbekannt hingegen waren die Maßnahmen der Staatsmacht: 
«Anzeigen, die nach §  211 Strafgesetzbuch erstattet werden, 
sind ohne Kommentar entgegenzunehmen. Nach Ablauf der 
vorgesehenen Fristen für die Anzeigenbearbeitung ist von den 
jeweils zuständigen Organen zu antworten, dass keine Anhalts-
punkte für den Verdacht einer Straftat vorliegen. […] Beschwer-
den gegen die getroffenen Entscheidungen sind […] abschlägig 
zu entscheiden.» Vielmehr sei für «die gründliche operative 
Durchdringung feindlicher, oppositioneller und anderer negati-
ver Personenkreise» zu sorgen, um bei «Vorliegen der entspre-
chenden Voraussetzungen […] operative Personenkontrollen 
durchzuführen bzw. diese Personen in operativen Vorgängen zu 
bearbeiten». Neu war wiederum, dass es damit nicht getan war. 

Die Kommunalwahlen wirkten als Initialzündung für eine 
neue und breitere Formierung der Opposition in der DDR. Es 
waren zumeist langjährige Aktivisten, von denen die Bildung 
einzelner Initiativgruppen ausging, die dann im August zur poli-
tischen Vereinigung aufriefen. Im September und Oktober folg-
te schließlich die formelle Gründung oppositioneller Gruppen, 
in denen in besonderem Maße Theologen und Pfarrer sowie 
Angehörige der künstlerischen und Intelligenzberufe vertreten 
waren. 

Zur wichtigsten Organisation in dieser Phase avancierte das 
«Neue Forum», das bewusst nicht als politische Partei, sondern 
als «politische Plattform» für die innergesellschaftliche Diskus-
sion angelegt war. Gegründet am 9. und 10.  September in Grün-
heide bei Berlin, versammelte das Neue Forum vor allem Intel-
lektuelle wie die Malerin Bärbel Bohley, den Arzt und Moleku-
larbiologen Jens Reich oder den Rechtsanwalt Rolf Henrich. 
Nachdenklich und unpolemisch war der Gründungsaufruf vom 
10.  September gehalten: «In unserem Lande ist die Kommuni-
kation zwischen Staat und Gesellschaft offensichtlich gestört.» 
Daher bedürfe es «eines demokratischen Dialogs über die Auf-
gaben des Rechtsstaates, der Wirtschaft und der Kultur», der 
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«in aller Öffentlichkeit, gemeinsam und im ganzen Land» zu 
führen sei. Dies war zunächst nicht wirklich revolutionär ge-
dacht. Sobald die SED reformiert sei, sagte Bärbel Bohley, kön-
ne «sich das Neue Forum auflösen». Zuerst aber musste es 
überhaupt zugelassen werden. Der Antrag wurde am 19.  Sep-
tember gestellt und – auf Veranlassung des Politbüros – umge-
hend abgelehnt. Trotz erheblicher Versuche von staatlicher Seite 
ließen sich die Erstunterzeichner aber nicht einschüchtern; sie 
stießen vielmehr auf rasch wachsende Zustimmung und Solida-
risierung in der Bevölkerung. 

Zu dieser Solidarisierungswelle trugen nicht zuletzt die West-
medien bei. Die Informationen aus dem Westen unterliefen die 
Kontrolle der Öffentlichkeit durch das SED-Regime, und sie 
sorgten zugleich für die wachsende Verbreitung der Bewegung 
innerhalb der DDR. Auf diesem Wege traten bestimmte Schlag-
worte besonders hervor, die Opposition, ihre Ziele und ihre 
Mittel wirkten einheitlicher, als sie tatsächlich waren, und das 
Neue Forum gewann besondere Prominenz gegenüber den an-
deren Gruppen, die sich zeitgleich formierten. 

«Demokratie Jetzt», getragen vor allem von dem Physiker 
Hans-Jürgen Fischbeck, dem Kirchenhistoriker Wolfgang Ull-
mann und dem Dokumentarfilmregisseur Konrad Weiß, ver-
folgte einen christlich-sozialistischen Ansatz mit einer zivilisati-
onskritischen Komponente. Die Bewegung trat zunächst für  
einen demokratisch reformierten DDR-Sozialismus als Gegen-
entwurf zur westlichen Konsumgesellschaft ein. Der «Demo-
kratische Aufbruch» ging aus einer seit Juli aktiven Initiativ-
gruppe um die Theologen und langjährigen Oppositionellen 
Rainer Eppelmann, Edelbert Richter, Erhard Neubert und 
Friedrich Schorlemmer hervor, stand zunächst dem Neuen Fo-
rum und Demokratie Jetzt politisch nahe, wobei er, wie Demo-
kratie Jetzt, konkreter auf politisches Handeln ausgerichtet war 
als das Neue Forum. Auch im Falle der «Sozialdemokratischen 
Partei» in der DDR ging die Organisation auf eine «Initiativ-
gruppe» zurück, die Ende Juli 1989 von den evangelischen 
Theologen Martin Gutzeit und Markus Meckel gegründet wur-
de. Als die ostdeutschen Sozialdemokraten am 7.  Oktober ihr 
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Programm verabschiedeten, verstanden sie ihre Organisation 
dezidiert als politische Partei. Schon mit ihrem Namen bezog sie 
offen Front gegen die SED, stellte dieser doch deren historischen 
Legitimationsanspruch als vereinigte Arbeiterpartei grundsätz-
lich in Frage. 

Einig waren die Oppositionsgruppen in der Forderung nach 
Partizipation und Bürgerrechten, vor allem Meinungs-, Ver-
sammlungs- und Vereinigungsfreiheit, in der Idee einer rechts-
staatlich-partizipatorischen Bürgergesellschaft, die sie dem 
SED-Staat mit seinem über der Gesellschaft stehenden Len-
kungsanspruch der einen Partei gegenüberstellten. Über die 
konkrete Ausgestaltung traten freilich alsbald deutliche Diffe-
renzen auf.

Weniger nachdrücklich artikulierten die Oppositionsgruppen 
die Forderung nach Reisefreiheit, obgleich die Massenflucht 
über die sozialistischen Nachbarländer bereits eingesetzt hatte. 
Hier zeichnete sich ein Graben zwischen dem Hauptstrom der 
Oppositionsbewegung und der Masse der Bevölkerung ab, der 
zu den wesentlichen Momenten dieses deutschen Herbstes zählt. 
Dasselbe gilt auch für die Vorstellungen der Opposition von 
 einem demokratischen Sozialismus auf dem Boden der Zwei-
staatlichkeit. Nur dies lag freilich zunächst innerhalb des poli-
tisch Denkbaren und des öffentlich Kommunizierbaren – eine 
Abschaffung der DDR und eine deutsche Wiedervereinigung 
stand bis in den November 1989 hinein nicht auf der Tagesord-
nung. 

Als sich die Opposition formierte, sah es allerdings zunächst 
nicht so aus, als würde sie das Regime direkt gefährden können. 
Als «amateurhaft» empfand der Ständige Vertreter der Bundes-
republik einen Auftritt Bärbel Bohleys in der Ost-Berliner 
Gethsemanekirche, und überhaupt beurteilte er das Verhalten 
der Initiativgruppen als «weit entfernt […] von effektiver Op-
positionsarbeit». Gerade in ihrer vermeintlich unprofessionel-
len Nachdenklichkeit jedoch wirkte die sich formierende Bewe-
gung authentisch, und zugleich unterlief sie die Abwehrmecha-
nismen des SED-Regimes mit seinen Feindbildern eines Angriffs 
durch den «Klassenfeind». 
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Ende der achtziger Jahre geriet die SED von drei Seiten unter 
Druck: wie ehedem von Westen, nun aber auch von Osten – aus 
der Sowjetunion – und schließlich aus der eigenen Bevölkerung. 
Die Parteiführung reagierte auf diese Situation mit Orthodoxie 
und Reformverweigerung: Perestroika sollte es in der DDR 
nicht geben. Das war nicht ohne Logik, denn man war sich der 
Gefahren wohlbewusst, die der sowjetische Reformkurs für die 
sozialistischen Regime allgemein und für die DDR im Besonde-
ren mit sich brachte. «Wenn sich die ökonomische Basis kapita-
listisch gestaltet», so der Vorsitzende des Gewerkschaftsbundes 
Harry Tisch, «kann sich der sozialistische Überbau nicht hal-
ten.» Zudem hing in der DDR, anders als in allen anderen Staa-
ten des sowjetischen Machtbereichs, an der sozialistischen Ideo-
logie nicht nur eine Regierungs- oder Staatsform, sondern der 
gesamte Staat. Die Staatspartei stand vor einem Dilemma: Re-
formen gefährdeten den SED-Staat ebenso wie Reformverwei-
gerung – und sie war nicht fähig, einen dritten Weg zu finden.

Stattdessen verabschiedete sich der 76-jährige Erich Hone-
cker zunehmend in eine Scheinwelt, wie er sie im Mai 1989 dem 
polnischen Staatsratsvorsitzenden Jaruzelski präsentierte: Zwi-
schen Januar und April 1989 habe allein das Nationaleinkom-
men der DDR um 4,1 Prozent zugenommen und die Arbeitspro-
duktivität um 6 Prozent. «Er habe noch nie eine solche De-
monstration von Freude und Zuversicht erlebt» wie am 1.  Mai 
1989, und daher wies er weit von sich, was «uns feindlich ge-
sinnte Kräfte» empfählen, nämlich «ebenso wie in der Sowjet-
union eine grundlegende Umgestaltung der Gesellschaftsord-
nung vorzunehmen». Auch im Verhältnis zur Bundesrepublik 
sitze die DDR «am längeren Hebel». 

Im Sommer 1989, als sich die Krise zuspitzte, fiel Honecker 
infolge von Gallenkoliken sowie einer Gallen- und Darmopera-
tion fast drei Monate lang aus. Um jede Gefährdung seiner Po-
sition zu vermeiden, teilte er seine Vertretung zwischen Egon 
Krenz und Günter Mittag auf – und lähmte damit die Führungs-
spitze der Partei zusätzlich. Dort herrschte freilich einstweilen 
vermeintlich Normalität. Detailliert beschäftigte sich das Polit-
büro, immerhin das zentrale politische Entscheidungsgremium 
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des Landes, mit dem neu entwickelten Mokick S 51 /1 und mit 
der Versorgung mit Telefonen, Dachpappe und Büstenhaltern. 
Die aufkommende Opposition in der DDR wurde in den klassi-
schen Feindbildern und Sprachmustern als «feindliche oppositi-
onelle Zusammenschlüsse» des «Gegners» vor allem aus «reak-
tionären kirchlichen Kreisen» wahrgenommen. 

Den «hinterhältigen feindlichen Angriffen der Feinde der 
DDR» wurde auch die Schuld an der zunehmenden Unruhe im 
Land gegeben, als das Politbüro die Lage am 29.  August endlich 
debattierte. Wenn Ministerpräsident Willi Stoph die Lösung 
schließlich darin sah, «die Versorgung in Ordnung [zu] brin-
gen» und die Öffentlichkeitsarbeit «vielseitiger» zu gestalten, so 
hatte er die Dimension der Probleme überhaupt nicht erkannt. 
Vielmehr herrschte im Politbüro auch Ende August noch die 
 unerschütterte Überzeugung, die Situation im Griff zu haben. 
«Den Sozialismus in seinem Lauf hält weder Ochs noch Esel 
auf», so erinnerte Erich Honecker Mitte August, als er kurz 
nach Berlin zurückkam, an die «alte Erkenntnis der deutschen 
Arbeiterbewegung».

Eine konstruktive Strategie gegenüber der anschwellenden 
Krise konnte daraus nicht erwachsen, und auch zu einer ent-
schlossenen Unterdrückung der Bewegung mit Hilfe der be-
waffneten Kräfte fand sich die politische Führung nicht bereit. 
Vielmehr deutete Günter Mittag die in den folgenden Wochen 
so charakteristische Hilflosigkeit der Partei- und Staatsführung 
an: «Ich möchte auch manchmal den Fernseher zerschlagen, 
aber das nützt ja nichts.» 

Und die Staatssicherheit, «Schild und Schwert» der Partei, die 
das gesamte Land flächendeckend überwachte? In der Tat er-
fasste sie die Lage sehr viel früher und realistischer als die Par-
teiführung. Zugleich aber konnten die Akteure der Staatssicher-
heit ein grundlegendes Unverständnis gegenüber der aufkom-
menden Bewegung nicht überwinden – schon allein sprachlich: 
Auch sie bezeichneten die Oppositionsgruppen in ihren Berich-
ten mit hergebrachten Sprachformeln als «feindlich-negative», 
gar «konterrevolutionäre» Kräfte, als «Provokateure» und 
«Zusammenrottungen» von «Rowdys». Diese Muster der 
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Wahrnehmung, des Denkens und des Redens entsprachen im-
mer weniger der tatsächlichen Entwicklung, und gerade an der 
Spitze tat sich eine immer größere Kluft auf. Dies stellte Erich 
Mielke in einer Dienstbesprechung mit Führungskräften der 
Staatssicherheit am 31.  August nachdrücklich unter Beweis, als 
er sich Gedanken über die Gründe der Flüchtlingsbewegung aus 
der DDR machte: «Warum, also sie anerkennen die Vorzüge des 
Sozialismus und alles, was der Sozialismus bietet an Vorzügen, 
aber trotzdem wollen sie dann weg, weil das betrachten sie als 
Selbstverständlichkeit und gehen darüber hinweg und kommen 
dann mit allen möglichen anderen Gründen, die sie vorschie-
ben; deshalb wollen sie weg. Wie ist da die Auswirkung, wie 
sind da die Auswirkungen unserer Arbeit? Ich meine nicht unse-
rer Staatssicherheit bloß, sondern die politische Einwirkung. 
Wir wollen ja hier etwas finden und wollen suchen und finden, 
was wir vorschlagen können, was noch verbessert werden muss 
[…] Naja gut, danke. Es ist natürlich schwer.» 

Die Staatssicherheit war nicht in der Lage, die Sicherheit des 
Staates zu gewährleisten – im Gegenteil. Um sie zu überwachen, 
beteiligten sich Kräfte der Staatssicherheit an der Oppositions-
bewegung, und in der Tat war das MfS bestens informiert. Statt 
aber die zu bekämpfende Bewegung zu zersetzen, wirkten seine 
Inoffiziellen Mitarbeiter, um nicht aufzufallen, an den Entwick-
lungen mit, die sie gerade verhindern sollten. Somit trug die 
Staatssicherheit schließlich selbst zum Einsturz des Systems bei, 
das sie erhalten wollte. Der gesamte pathologisch überdimen-
sionierte Apparat versagte in dem Moment, für den er über-
haupt geschaffen worden war.

sauter_t
Textfeld
___________________________________________

Mehr Informationen zu diesem und vielen weiteren Büchern aus dem Verlag C.H.Beck finden Sie unter: www.chbeck.de

https://www.chbeck.de
https://www.chbeck.de/30710595



